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Verkündet
am 22. Oktober 1959 
Woitscheck, Justiz-Ober-Sekretär 
als Urkundsbeam-er 
der Geschäftsstelle
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I m  K a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit
der Allgemeinen Ortskrankenkasse fUr den Kreis

ln vertreten durch Ihren Vorstand,
dieser vertreten durch seinen Vorsitzenden Dipl.-Ing. 
T/alter HflBh in

■ Klägerin, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof. Dr.

gegen
. Aden Landkreis vertreten durch den Kreis­

tag,
Beklagten, Berufungsbeklagten und Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt ~

hat der VII« Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 22. Oktober 1959 unter Mitwir­
kung des Senatspräsidenten Glanzmann und der Bundesrichter 
Rietschel, Dr. Heimann-Trosien, Hubert Meyer und Dr. Vogt

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des 
11. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Celle vom 
21. März 1958 wird zurückgewiesen.

Die Klägerin hat die Kosten der Revision zu 
tragen.
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Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Die Klägerin läßt ihre Mitglieder in dem Kreiskran- 
kenhaus des Beklagten behandeln* Sie vergütete die Lei­
stungen nach dem vom Kreistag im Jahre 1951 beschlossenen 
Pflegekostentarif. Durch Erlaß des Niedersäblisischen 
Ministers des Inneren - Preisbildungsstelle - vom 
50. Oktober 1952 wurden die für Pflegesätze preisrecht­
lich zulässigen Höchstbeträge heraufgesetzt. Darauf ord­
neten der Landrat und ein weiterer Kreistagsabgeordneter 
am 5* November '!952 in einem vom Oberkreisdirektor mit­
unterzeichneten Eilbesqhluß gemäß § 54 Abs. 1 der 
rev.DGO eine Erhöhung der Pflegesätze des Kreiskranken­
hauses auf die Höchstbeträge des Ministererlasses fUr die 
Zeit ab 7. November 1952 an. Am selben Tage teilte der 
Oberkreisdirektor die Erhöhung der Klägerin mit; am 
Schluß seines Schreibens ist bemerkt, daß "die Geneh­
migung gemäß § 54 DGO erteilt worden" sei.

Die Klägerin bestätigte die Mitteilung des Ober­
kreisdirektors mit Schreiben vom 22. November ^952, in 
dem es u.a. heißt:

"Eine endgültige Anerkennung der erhöhten Verpfle­
gungssätze kann vorläufig nicht erfolgen, da zu­
nächst eine Nachprüfung vorgenommen werden muß, 
ob eine Berechtigung zur Forderung der mitgeteil­
ten Pflegesätze gegeben ist. Die Stellung eines 
eventuellen Antrages an den bezirklichen Aus­
schuß zur Einstufung der Krankenhäuser behalten 
wir uns vor. Alle Zahlungen werden daher ausdrück­
lich unter Vorbehalt der späteren Rückforderung 
geleistet»
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Vorbehaltlich der. vorstehenden Ausführungen wer­
den wir für Ihr Krankenhaus für alle ab 7. Novem­
ber 1932 neu aufgenommenen Kranken die. mitgeteil- 
ten neuen Verpflegungssätze anerkennen."

Ab 7« November 1932 zahlte die Klägerin die neuen 
Sätze. Nachdem ab 1. April 1954 der Pflegekostentarif 
nochmals-erhöht worden war, zahlte sie auch die ab 1. April 
1954 geltenden Pflegesätze.

Die Klägerin macht geltend, die erste Tariferhöhung 
sei nicht rechtswirksam zustande gekommen, weil der Eil- 
beschluß vom 5. November 1952 dem Kreistag nicht in dessen 
nächster Sitzung zur Genehmigung vorgelegt und nicht geneh­
migt worden sei. Sie habe auf Grund der ersten Tariferhöhung 
in der Zeit vom 7. November 1952.bis zum 31* März 1954 irr­
tümlich rund 40 000 DM zu viel gezahlt und könne diesen Be­
trag zurückverlangen.

Mit der Klage macht die Klägerin einen Teilbetrag die­
ser Forderung in Höhe von 6 100 DM nebst 4 # Zinsen geltend.

Der Beklagte behauptet, der Eilbeschluß sei in der 
Sitzung, des Kreistags vom 28. Juni 1954 und später noch­
mals in der Sitzung vom 7. Oktober 1957 genehmigt worden.

Die Klägerin ist in den Vorinstanzen mit der Klage ab­
gewiesen worden. Mit der Revision verfolgt sie den Antrag 
auf Zahlung von 6 100 DM nebst Zinsen weiter.

Die Beklagte beantragt, die Revision zurUckzuweisen.
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Mit Hecht hat das Berufungsgericht die Zulässigkeit 

des ordentlichen Rechtswegs bejaht. Zu entscheiden ist 
Uber einen Bereicherungsanspruch, den die Klägerin damit 
begründet, daß sie für die Krankenhausbehandlung ihrer Mit­
glieder Vergütungen gezahlt habe, die sie in dieser Höhe 
nicht geschuldet habe. Streitigkeiten zwischen Kranken­
häusern und Krankenkassen über die Hechtsbeziehungen, die 
durch die Behandlung von Kassenpatienten begründet werden, 
insbesondere solche über die Höhe der von den Kassen zu 
zahlenden Vergütung, sind in der Rechtssprechung des Bun­
desgerichtshofs bisher stets als bürgerlichrechtliche 
Streitigkeiten angesehen worden (BGH in Versicherungsrecht 
1955, 49 und 1956,- 235; BGHZ 23, 227, 229). Auch in diesem 
Rechtsstreit besteht kein Anlaß zu anderer Beurteilung.
Zwar ist denkbar, daß ein Streit über die Höhe von Kran- 
kenhauskosten öffentlichrechtlicher Art und deshalb der 
Entscheidung der ordentlichen Gerichte entzogen ist, wenn 
nämlich der (Präger des Krankenhauses das Rechtsverhältnis 
zu den Benutzern öffentlichrechtlich . regelt und dann 
eine Benutzungsgebühr auf Grund einer nach öffentlichrecht­
lichen Bestimmungen erlassenen Gebührenordnung?; erhebt.
Ein solcher Fall ist aber hier nicht gegeben, wie aus 
dem übereinstimmenden Vortrag der Parteien eindeutig her­
vorgeht .

II o

Nach der Ansicht des Berufungsgerichts sind ab 
7.November 1952 zwischen den Parteien Verträge über die



Pflege der in dieser Zeit ins Krankenhaus des Beklagten 
aufgenommenen Mitglieder der Klägerin zu den erhöhten 
Pflegesätzen des Eilbeschlusses vom 5* November 1952 
zustande gekommen. Zur Begründung dieser Ansicht sagt 
das Berufungsgericht u.a.:

Die Erhöhung sei vom Beklagten rechtswirksam be­
schlossen worden. Die Voraussetzungen des § 54 der rev. DGO 
für den Eilbeschluß vom 5« November 1952 hätten Vorgelegen. 
Dieser Eilbeschluß hätte zwar nach § 54 Abs. 1 Satz 2 der 
rev. DGO (in Verbindung mit § 1 Abs. 2 des Gesetzes zur 
vorläufigen Regelung einiger Punkte des Selbstverwaltungs­
rechts vom 28. Mai 1947 - Niedere. GVB1 1947, 62) dem 
Kreistag in seiner nächsten Versammlung zur (Genehmigung 
vorgelegt werden müssen, und das sei nicht geschehen«. Der 
Beschluß sei aber in einer späteren Sitzung des Kreistages 
am 28. Juni 1954, spätestens am 7. Oktober 1957 genehmigt 
worden.

Selbst wenn die Erhöhung von den Organen des beklag­
ten Kreises nicht gültig beschlossen worden sei, seien 
die erhöhten Sätze Inhalt der Verträge über die Aufnahme 
der einzelnen Kranken geworden; den Vorbehalt im Schrei­
ben vom 22. November 1952, der sich nur auf die Einstufung 
des Kreiskrankenhauses bezogen habe, habe die Klägerin 
fallen lassen. Soweit der Oberkreisdirektor bei Abschluß 
der Verträge seine Vertretungsmacht überschritten haben 
sollte, seien die Verträge zu den erhöhten Pflegesätzen 
spätestens durch den Kreistagsbeschluß vom 7. Oktober 1957 
nach § 177 BOB genehmigt worden.

Wenn die Klägerin den erhöhten Pflegesätzen nicht 
zugestimmt haben sollte, so liege Dissens vor, der sich



aber nur auf die Höhe der Vergütung beziehe und die 
Gültigkeit der Auf nähme vertrüge im übrigen nicht berühre. 
Die Klägerin schulde dann nach § 612 Abs. 2 BGB die üb­
liche Vergütung. Üblich seien die pre&ärechtlich zu­
lässigen Höchstsätze«

III.

Die Ansicht des Berufungsgerichts, die Klägerin sei 
zur Zahlung der vom Beklagten ab 7« November 1952 gefor­
derten erhöhten Pflegesätze verpflichtet, trifft jedenfalls 
im Ergebnis zu.

1• Bas Berufungsgericht nimmt an, daß die Parteien 
die Zahlung der neuen Sätze vereinbart haben. Baß die 
Parteien, d.h. die sie vertretenden Personen, überein­
stimmende Willenserklärungen dieses Inhalts abgegeben haben 
stellt das Berufungsgericht ohne Rechtsverstoß fest. Die 
Einigung sieht das Berufungsgericht in dem Schreiben des 
Oberkreisdirektors vom 5« November 1952, dem Antwortschrei­
ben der Klägerin vom 22. November 1952 und dem Umstand, 
daß in der Polgezeit der Beklagte die Mitglieder der 
Klägerin aufgenommen und die Klägerin die neuen Sätze be­
zahlt hat.

Die Revision bestreitet zu Unrecht, daß damit eine 
Einigung erklärt worden ist.

Daß der Oberkreisdirektor nicht zu anderen Sätzen 
als den neuen abschließen wollte und seine Erklärung auch 
so aufgefaßt werden mußte, legt das Berufungsgericht seinen 
Ausführungen als selbstverständlich zugrunde; das wird auch 
von der Revision nicht bezweifelt.
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Diese bestreitet jedoch, daß die Klägerin den 
neuen Pflegesätzen zugestimmt habe, obwohl sie die er­
höhten Sätze über ein Jahr lang gezahlt hat. Die Revi­
sion meint, eine entsprechende Willenserklärung der 
Klägerin fehle deshalb, weil sie auf Grund des Schrei­
bens des Oberkreisdirektors vom 5* November 1952 irrig 
angenommen habe, der Kreistag habe den Nilbeschluß be­
reits genehmigt; bei Kenntnis der wahren Sachlage würde 
sie die Zahlung abgelehnt oder - ebenso wie in Bezug auf 
die Einstufung des Krankenhauses - einen Vorbehalt dahin 
gemacht haben, daß ein gültiger Beschluß vorliegen müsse.

Es kann dahinstehen, ob ein - vom Berufungsgericht un­
terstellter - Irrtum in dieser Richtung der Klägerin ein 
Anfechtungsrecht gäbe. Jedenfalls würde der Irrtum nichts 
daran ändern, daß die Klägerin ihr Einverständnis mit den 
neuen Sätzen erklärt hat und daß somit übereinstimmende Wil 
lenserklärungen auch über die Höhe der zu zahlenden Ver­
gütung abgegeben worden sind. Einen Vorbehalt, der das 
Vorliegen eines gültigen Kreistagsbeschlusses zum Gegen­
stand hat, hat die Klägerin nach den Peststellungen des 
Berufungsgerichts (S- 10 des Urteils) weder allgemein 
noch bei den einzelnen Zahlungen erklärt. Der im Schreiben 
vom 22. November 1952 ausgesprochene Vorbehalt bezieht 
sich, wie das Berufungsgericht ausdrücklich und ohne 
Widerspruch der Revision feststellt, nur auf die Präge, 
in welche Preisgruppe das Krankenhaus einzureihen war. 
Dieser Vorbehalt aber hat sich später erledigt und ist 
nicht aufrechterhalten worden.

Rechtlich unbedenklich erscheint auch die weitere 
Feststellung des Berufungsgerichts, daß der neue Pfle­
gesatz nach den Erklärungen der Parteien jeweils auch
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Inhalt des einzelnen Krankenhausaufnahmevertrags ge­
worden ist, mag die Klägerin, was streitig ist, sich 
zur Zahlung des neuen Pflegesatzes ausdrücklich in den 
jeweils von ihr ausgestellten KostenUbernahmescheinen 
bereit erklärt oder nur den neuen Satz gezahlt haben.

2. aus dem zu 1 Gesagten ergibt sich freilich nur, 
daß die Parteien erklärt haben, die Mitglieder der Kläge­
rin sollten zu den neuen Pflegesätzen gepflegt werden.
Pas bedeutet noch nicht, daß diese übereinstimmenden Er­
klärungen auch zu rechtlich wirksamen Vereinbarungen Über 
die Vergütung geführt haben.

a) Aus der Vorschrift des 5 37 rev. PGO ist aller­
dings kein Bedenken gegen die Wirksamkeit herzuleiten.
Ob durch den Schriftwechsel vom November 1952 und die 
sich ihm anschließende Handhabung eine allgemeine Ver­
pflichtung des Beklagten begründet worden ist, die der 
Form des § 37 rev. PGO bedurfte, kann dahinstehen. Pas 
Formerfordernis hindert jedenfalls* nicht, daß durch die 
Einzelvertrüge solche Verpflichtungen begründet worden 
sind. Pie einzelnen Verträge konnten als Geschäfte der 
laufenden Verwaltung, die geldlich von nicht erheblicher 
Bedeutung waren, nach § 3 der 2. PVO zur PGO vom 25* März 
1936 (RGBl I 272) ohne besondere Form vom Oberkreisdirek­
tor oder von Beamten oder Angestellten des Kreiskranken­
hauses abgeschlossen werden, wie das Berufungsgericht zu­
treffend ausführt.

b) Pie Klägerin macht jedoch geltend,, daß den Erklä­
rungen andere Mängel anhaften. Ob das zutrifft, kann dahin­
stehen. Biese Mängel betreffen, mag es sich um die fehlende 
Vertretungsmacht des Oberkreisdirektors oder um den Irrtum 
der Klägerin (oder auch beider Parteien) über die Gültig­
keit des Kreistagsbeschlusses handeln, nur*die Abrede über

I
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die Vergütung* Aus dem Fehlen oder Wegfall einer wirksamen 
Vergütungsabrede folgt aber nach den nicht zu beanstanden­
den Ausführungen des Berufungsgerichts nicht. daß die Kran­
kenaufnahmevertrüge ihrem ganzen Umfange nach unwirksam 
wären. Wie das Berufungsgericht feststellt und die Revision 
nicht anzweifelt, waren die Parteien in jedem Falle darüber 
einig, daß die eingewiesenen Kranken im Krankenhaus des Be­
klagten gepflegt und behandelt werden sollten. Die Unwirk­
samkeit beschränkt sich deshalb auf die Abrede über die 
Vergütung.

Es greift dann § fei2 Abs. 2 BUB ein.

Die im Ministererlaß vom 30. Oktober 1952 genannten 
Höchstsätze dürfen mit dem Berufungsgericht als «übliche11 
Vergütung im Sinne des § 612 Abs. 2 BUB angesehen werden (so 
auch OIU Karlsruhe in Versicherungsrecht 1956, 511)* Beden­
ken gegen diese Annahme bestehen jedenfalls nicht für solche 
Krankenhäuser, bei denen die Pflegesätze die tatsächlichen 
Kosten nicht deckten, wie es nach den Feststellungen des 
Berufungsgerichts beim Krankenhaus des Beklagten der Fall 
war. Es ist eine Erfahrungstatsache, daß diese Zuschußbe­
triebe allgemein oder doch ganz überwiegend von der in den 
verschiedenen Ländern der Bundesrepublik seit der Währungs­
reform mehrfach durch Erlasse der Preisbildungsstellen ein­
geräumten Möglichkeit, die Pflegesätze zu erhöhen. Uebrauch 
zu machen pflegten. Da dies erfahrungsgemäß in der Hegel 
unmittelbar nach der Heraufsetzung der Höchstpreise und bis 
zu deren Urenze zu geschehen pflegt, bestehen auch keine 
Bedenken dagegen, die neuen Pflegesätze schon alsbald nach 
Inkrafttreten des Ministererlasses und nicht erst nach einer 
Übergangszeit als die übliche Vergütung anzusehen.

Die Üblichkeit der preisrechtlich zulässigen Sätze 
hängt nicht, wie die Revision meint, davon ab, ob im vor-
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liegenden Binzelfall der Kreistag die Pflegesätze von vorn­
herein rechtsgültig beschlossen hatte; das ist ein zufälli­
ger, nur das Krankenhaus des Beklagten betreffender Umstand, 
der für die Beurteilung der üblicbkeit bedeutungslos ist. 
Auch wenn der Beklagte ganz davon abgesehen hätte, das Ent­
gelt für die Leistungen seines Krankenhauses allgemein zu 
regeln, ließe sich eine übliche Vergütung ermitteln; dann 
kann eine über diesen Gegenstand getroffene, mangelhafte 
Regelung nicht daran hindern, die übliche Vergütung geltend 
zu machen.

IV. Danach hat die Klägerin die neuen Pflegesätze als 
übliche Vergütung nach § 612 Abs. 2 BGB geschuldet; ein An­
spruch auf Rückzahlung nicht geschuldeter Pflegekosten steht 
ihr nicht zu. Ihre Revision ist deshalb zurückzuweisen.

Glanzmann Rietschel Heimann-Trosien*/
Meyer = Br. Vogt
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